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Bericht des Ausschusses
für Verfassung und Verwaltung

betreffend das Gesetz über dienstrechtliche Vorschriften für Landesbeamte
(23. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz und Landesbeamtengesetznovelle 1985)

(L-232/11-XXII)

Der Bundesgesetzgeber hat in der Zwischenzeit die
40. Gehaltsgesetz-Novelle, BGB/. Nr. 49/1983, und die
41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGB/. Nr. 656/1983, erlassen.
Einige der darin enthaltenen Bestimmungen sind auch
für das Besoldungsrecht der landesbeamten von Bedeu-
tung und sollen daher durch die 23. Ergänzung zum lan-
desbeamtengesetz in das landesdienstrecht rückwir-
kend mit dem Zeitpunkt übernommen werden, mit dem
sie für Bundesbeamte in Geltung traten. Dasselbe gilt für
die Gesetze BGB/. Nr. 17711983 und BGB/. Nr. 658/1983,
mit denen jeweils die Reisegebührenvorschrift 1955 ge-
ändert wurde. Anzumerken ist in diesem ZusammenM
hang, daß eine Anwendung dieser Regelungen zum
Großteii bereits voriäufig durch Beschluß der landesre-
gierung verfügt worden ist, um für die Übergangszeit bis
zum Abschiuß des regelmäßig längere Zeit in Anspruch
nehmenden Gesetzgebungsverfahrens eine Schlechter-
steIlung der landesbeamten auszuschließen. Aus den- Zu Art. I Z. 2:

sei ben Gründen hat die o.ö. landesregierung einige an- Die vorgesehene Änderung der Bestimmungen über
dere Verbesserungen des Besoldungsrechtes der lan- die Haushaltszulage entspricht der Regelung des
desbeamten vorläufig mit Beschluß verfügt: die Neurege- Art. I Z. 1 der 40. Gehaltsgesetz-Novelle, die ihrerseits
lung der Pflegedienst-Chargenzulage und die Schaffung durch die Heeresgebührengesetz-Novelle 1982 be-
emer neuen Stufe öer Drenstalterszulage: Auch bezug- dingt ist. Überdies soll durch die Neufassung des § 5
hch dieser Regeiungen muß die Geltung ruckwlfkend-,ntt--Abs.2 lit. c des Gehaltsgesetzes 1956 in der ais lan-
dem Zeitpunkt festgesetztwerden, mit dem die Beschlus- desgesetz geltenden Fassung die Gleichbehandlung
se der landesregierung m Geltung getreten sind. von Präsenz. und Zivildienern im Hinblick auf die Ein.

Mit der 23. Ergänzung zum landesbeamtengesetz sol· kommensgrenze erreicht werden, die für die Gebühr
len terner einige notwendig gewordene Berichtigungen der Haushaltszulage zu beachten ist.
des Gehaitsgesetzes 1956 in der fÜr l;."desbeamte gel·
tenden Fassung sowie einige Änderungen der Reisege·
bÜhrenvorschrift, BGB/. Nr. 133/1955, soweit sie für lan·
des beamte in Geltung steht, vorgenommen werden, de-
ren Zweckmäßigkeit die Vollziehung dieses Gesetzes seit
längerem ergeben hat.

A. Allgemeines

Auf Grund der Kompetenz der länder gemäß Art. 21
des Bundes·Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 und im Sinne der Bestimmung des § 2 Abs. 2 des
landesbeamtengesetzes, lGB/. Nr. 27/1954, i. d. g. F.,
mit der der landesgesetzgeber seine Absicht erklärt hat,
die landesbeamten dienst· und besoldungsrechtlich je·
weils nicht schlechter als die Bundesbeamten zu stellen,
wurden bisher in 22 Ergänzungen zum landesbeamten·
gesetz bundesgesetziiche Vorschriften dienst· und besol·
dungsrechtlicher Art als landesgesetziiche Vorschriften
(teilweise auch in geänderter oder ergänzter Fassung)
übernommen.

Die Änderung des § 14 Abs. 8 landesbeamtengesetz
durch die landesbeamtengesetznovelle 1985 ist durch
die 13. Novelle zum B·KUVG, BGB/. Nr. 593/1983,
bedingt.

Insgesamt sollen also - zum Teil nur bezogen auf be·
stimmte Zeiträume, die schon der Vergangenheit ange·
hören - die besoldungsrechtiichen Regelungen auf den
Stand der Bundesregelungen gebracht und verschiedene
Ergänzungen und Verbesserungen des Dienst· und Be·
soldungsrechtes durchgeführt werden. Wie zum Beispiel
im Fall des § 28 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes (siehe
Art. I Z. 3 und Art. 11Z. 6) müssen daher mit diesem Ge·
setz einzelne Bestimmungen mehrfach geändert werden.
Für welchen Zeitraum eine solche Bestimmung jeweils
gelten soll, ergibt sich aus Abschnitt 111(Inkrafttreten).
Diese Vorgangsweise scheint legistisch am zweckmäßig·
sten und entspricht auch der bisherigen Übung (vg/. etwa
die 21. Ergänzung zum landesbeamtengesetz, lGB/. Nr.
5/1983).

B. Im einzelnen

1. Abschnitt I (23.
gesetz):

Zu Art. I Z. 1:

Ergänzung zum Landesbeamten-

Durch die 19. Ergänzung zum landesbeamtengesetz,
lGB/. Nr. 29/1975, wurde unter anderem § 3 des Ge·
haltsgesetzes 1956 in der für landesbeamte gelten-
den Fassung novelliert, wobei irrtümiich § 3 Abs. 3 Ge·
haltsgesetz 1956 nicht berücksichtigt worden ist. § 3
Abs. 3 Gehaltsgesetz 1956 soll daher rückwirkend mit
dem Zeitpunkt wieder in Geltung gesetzt werden, mit
dem diese Bestimmung durch die 19. Ergänzung zum
landesbeamtengesetz aufgehoben worden ist.

Zu Art. I Z. 3, 5, 6, 8 und 9:

Durch Art. I Z. 3, 5, 6, 8 und 9 soll auch gesetZlich die
Erhöhung von Gehalt und Zulagen im Ausmaß der
40. Gehaltsgesetz·Novelie des Bundes abgedeckt
werden.

Zu Art. I Z. 4:

Durch die Schaffung einer weiteren Stufe der Dienst-
alterszulage im Wege der Änderung des § 29 soll



2 Beilage 385/1985 zum kurzschriftlichen Bericht des O.Ö. Landtages, XXII. Gesetzgebungsperiode

einer längeren Dienstzeit in der höchsten Gehaltsstufe
Rechnung getragen werden, und zwar derart, daß sich
- analog zu Vorrückungen - im Vergleich zur gelten-
den Rechtslage nach weiteren zwei Jahren die Dienst-
alterszulage um das Ausmaß eines Vorrückungsbetra-
ges erhöht.

Zu Art. I Z. 7:
Die Pflegedienst-Chargenzulage ist für Bedienstete
des Krankenpflegefachdienstes mit besonderen Funk-
tionen vorgesehen. Mit diesen Funktionen sind andere
Funktionen vergleichbar, die nach den Anstaltsord-
nungen für die Krankenanstalten des Landes Ober-
österreich bestehen. Dem soll durch die Neufassung
des § 30 c in der Weise Rechnung getragen werden,
daß auch die Träger dieser Funktionen einen An-
spruch auf die entsprechende Stufe der Pfiegedienst-
Chargenzulage haben. Die Bezeichnung der Funktio-
nen entspricht den Anstaltsordnungen bzw. den vom
Landeshauptmann erlassenen einschlägigen Rege-
lungen über FunktionstiteL Werden - was überwie-
gend nicht der Fall ist - solche Funktionen von Perso-
nen männlichen Geschlechts ausgeübt, so soll die
Pflegedienst-Chargenzulage selbstverständlich glei-
chermaßen zustehen. Abs. 2 zweiter Satz soll dies si-
cherstellen.

Zu Art. 11Z. 1:
Das Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen, BGBI.
Nr. 229/1951, wurde durch das Bundesgesetz BGBI.
Nr. 595/1983 mit Wirkung vom 1. Jänner 1984 aufge-
hoben. Die im geltenden § 5 Abs. 2 Iit. c bzw. im
Art. I Z. 2 enthaltene Berücksichtigung der Wohnungs-
beihilfe hat daher ebenfalls ab diesem Zeitpunkt zu
entfallen. Art. 11 Z. 1 enthält die dafür erforderliche
Neuregeiung des § 5 Abs. 2 Iit. c.

Zu Art. 11Z. 2:

Art. 11Z. 2 entspricht Art. I Z. 2 der 41. Gehaltsgesetz-
Novelle.

Zu Art. 11Z. 3 bis 7, 9 und 10:

Durch Art. 11Z. 3 bis 7, 9 und 10sollen weitgehend un-
verändert die Bestimmungen des Art. I Z. 7 bis 13 der
41. Gehaltsgesetz-Novelle in das Landesrecht über-
nommen werden.

Zu Art. 11Z. 8:

Nach der geltenden RechtSlage ist im von § 30 a
Abs. 7 erfaßten Vertretungsfall eine Verwendungsab-
geltung nur für die im § 30 a Abs. 1 des Gehaltsgeset-
zes in der für Landesbeamte geltenden Fassung er-
wähnten Dienste zu gewähren, nicht aber für die Fälle
des § 30 a Abs. 2. Um diese sachlich nicht begründba-
re Situation zu bereinigen, soll § 30 a Abs. 7 entspre-
chend ergänzt werden. Die vorgesehene Neuregelung
entspricht im übrigen der bisherigen Praxis.

Zu Art. 11Z. 11:

Die Leistungszulage soll durch Art. 11Z. 11 um d~n
Hundertsatz erhöht werden, um den durch die 41"
Gehaltsgesetz-Novelle der Gehalt der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V erhöht worden ist.

Zu Art. 111:
Durch Regierungsbeschlu'ß wurde zunächst den
kriegsversehrten und später auch den zivilinvaliden
Landesbeamten, die das 55. Lebensjahr vollendet ha-
ben, ein Anspruch auf Versetzung in den dauernden
Ruhestand eingeräumt. Beträgt nach diesem Be-
schluß die Minderung der Erwerbsfähigkeit 80% oder
mehr, so kann von der Annahme ausgegangen wer-
den, daß eine dauernde Dienstunfähigkeit mit diesem
Lebensalter vorliegt. Dieseibe Begünstigung wurde
den kriegsbeschädigten Landesbeamten gewährt, de-
ren Erwerbsfähigkeit um mindestens 70% gemindert
ist und deren Kriegsbeschädigung sie bei Ausübung
des Dienstes besonders schwer behindert. In diesem
Fall ist jedoch eine amtsärztliche Untersuchung nötig.

Diese Regelung hat sich bewährt und soll daher durch
Gesetz bestätigt und dem § 79 der Dienstpragmatik
als Abs. 3 und 4 angefügt werden. Pensionsrechtliche
Regelungen für diese Fälle sind im Entwurf der
6. Ergänzung zum Landesbeamten·Pensionsgesetz
enthalten.

Zu Art. IV Z. 1:
Sowohl der Verwaltungsgerichtshof als auch der
Oberste Gerichtshof vertreten die Auffassung, daß der
Anspruch auf Reisegebühren sowohl dem Grund als
auch der Höhe nach unabhängig davon besteht, ob
dem Bediensteten aus der Dienstreise ein tatsächli-
cher Mehraufwand erwachsen ist (vgl. VwGH vom
22.12.1975, ZI. 979/75; OGH vom 16. 2.1982,4 Ob
10-12/81).

Dies führt dazu, daß der Bedienstete auch dann An-
spruch auf Tages- und Nächtlgungsgebühren bzw. auf
Reisekostenersatz hat, wenn ihm volle Verpflegung
und Unterkunft zur Verfügung gestellt bzw. die Reise-
kosten anderweitig getragen werden. Diesem mit Sinn
und Zweck der Reisegebühren nicht in Einklang zu
bringenden Ergebnis soll - wie dies auch In anderen
Bundesländern der Fall ist (Wien, Niederösterreich,
Tirol, Vorarlberg) - durch die neuen Iit. c und d des
§ 1 Abs. 2 begegnet werden. Dem seiben Zweck dient
auf Bundesebene § 73 der Reisegebührenvorschrift in
der Fassung des Gesetzes BGBI. Nr. 658/1983. Aus
diesem Zweck der Neuregelung ergibt sich, daß eine
völlige oder teilweise Kostentragung durch die einla-
dende Stelle (durch unentgeltliche Beistellung von
Unterkunft und/oder Verpflegung, durch Bezahlung
der Reisekosten etc.) nur dann den Anspruch des Be-
diensteten auf Reisegebühren ausschiießt, wenn die-
se Kostentragung offensichtlich dem Land zugute-
kommen soll. Dies wird insbesondere dann der Fall
sein, wenn die einladende Stelle bereits in der Einla-
dung erklärt, für die Kosten der Teilnahme an einer
Veranstaltung etc. aufkommen zu wollen bzw. wenn
dies zwischen Land und einladender Stelle vereinbart
wird.

Zu Art. IV Z. 2, 3, 9 und 10:
Ausgangs- und Endpunkt einer Dienstreise ist nach
der derzeitigen Rechtslage die Dienststelle (§ 5
Abs. 1, § 16 Abs. 1). Dies führt dort zu unangemesse-
nen Ergebnissen, wo der Ort der Dienstverrichtung
vom Wohnort aus günstiger erreicht werden kann als
von der Dienststelle, und die Dienstreise daher vom
Wohnort aus angetreten oder am Wohnort beendet
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wird. Daher soll je nach Lage des konkreten Falles
entweder die Dienststelle oder die Wohnung
Ausgangs- bzw. Endpunkt der Dienstreise sein.

Zu Art. IV Z. 4:

Art. IV Z. 4 entspricht dem Art. I Z. 9 des Gesetzes
BGBI. Nr. 658/1983.

Zu Art. IV Z. 5 bis 8, 11, 13, 14, 16 und 17:

Art. IV Z. 5 bis 8. 11, 13, 14. 16 und 17 entsprechen
dem Art. I Z. 1 bis 9 des Gesetzes BGBI. Nr. 177/1983.
mit dem u. a. die Reisegebührenvorschrift 1955 geän-
dert wurde.

Zu Art. IV Z. 12:
Der Begriff des Grenzortes im benachbarten Ausland
soll durch Änderung der geltenden Rechtslage in Be-
ziehung zur oberösterreichischen Landesgrenze ge-
setzt werden. Dienstreisen in Orte, die im benachbar-
ten Ausland gelegen sind und deren Ortsgrenze von
der o.ö. Landesgrenze in der Luftlinie mehr als 15 Ki-
lometer entfernt ist, sollen in Hinkunft auch dann als
Dienstniisen ins Ausland (§ 25 Abs. 1 lit. a) - und
nicht als Dienstreisen nach im Ausland gelegenen
Grenzorten (§ 25 Abs. 1 lit. c) - gelten, wenn die Orts-
grenze von der Bundesgrenze in der Luftlinie nicht
mehr als 15 Kilometer entfernt ist. Damit soll das sinn-
widrige Ergebnis nach der geltenden Rechtslage ver-
mieden werden, daß bei Dienstreisen in ein anderes
Bundesland die erhöhte Bundesländergebühr (§ 13
Abs. 5) zusteht, bei Dienstreisen in weit von der O.Ö.
Landesgrenze entfernte Grenzorte im Ausland aber
nur die für Dienstreisen in Oberästerreich vorgesehe·
ne Reisezulage (§ 25 c Abs. 3). Art. IVZ. 12 enthält die
dafür erforderliche Regelung.

Zu Art. IV Z. 15:

Für Auslandsdienstreisen werden derzeit die in der
Verordnung der Bundesregierung vom 17. Juli 1984,
BGBI. Nr. 319, festgesetzten Tagesgebühren heran-
gezogen.Da diese teilweise unter jenen Sätzen lie-
gen, die O.Ö. Landesbediensteten nach § 13 Abs. 5 bei
Dienstreisen in ein anderes Bundesland gebühren,
tritt die Situation ein, daß bei Dienstreisen ins Ausland
niedrigere Reisegebühren anfallen. als bei Dienstrei-
sen in ein anderes Bundesland. Dieser Widerspruch
soll dadurch beseitigt werden, daßdie Tagesgebühren
für Auslandsdienstreisen mindestens in jenem AuSM

maß gebühren. welches für Dienstreisen in andere
Bundesländer vorgesehen ist.

Schwarzinger
Obmann

Für Dienstreisen nach im Ausland gelegenen Grenz-
orten werden schon bisher dieselben Gebührensätze
verrechnet wie für Dienstreisen in Oberösterreich;
dies soll nunmehr auch ausdrücklich im Gesetz veranM

kert werden.

2. Abschnitt 11(Landesbeamtengesetznovelle 1985)

Durch die Bestimmung des Art. 111Abs. 2 der 13. Novel-
le zum Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsge-
setz, BGBI. Nr. 59311983. wurde für die Jahre 1984 und
1985 die Verpfiichtung des Bundes als Dienstgeber ge-
mäß § 22 Abs. 3 des Beamten-Kranken- und Unfallver-
sicherungsgesetzes aufgehoben. zur Bestreitung von
Auslagen der erweiterten Heilbehandlung den Zuschlag
zu den Beiträgen in der Höhe von 0,4 v. H. der Beitrags-
grundlage zu entrichten. § 14 Abs. 8 des Landesbeam-
tengesetzes in der Fassung der Landesbeamtengesetz-
novelle 1982. LGBI. Nr. 511983, nimmt auf diese - nun-
mehr suspendierte - Verpflichtung des Bundes Bezug
und ordnet an, daß vom Dienstgeber, also vom Land
Oberösterreich, zur Bestreitung von Auslagen der erwei-
terten Heilbehandlung ein Zuschlag in der Höhe zu ent-
richten ist, "in der der Bund als Dienstgeber einen Bei-
trag zur Bestreitung von Auslagen der erweiterten Heilbe-
handlung in der Krankenversicherung nach dem B-KUVG
zu entrichten hat". Um eindeutig auszuschließen, daß die
Neuregelung des Bundes im Wege des geltenden § 14
Abs. 8 auch für Oberösterreich wirksam wird, bedarf es
auch auf Landesebene einer Änderung der Rechtslage.
Art. V des Gesetzentwurfes enthält die dafür erforderliche
Neuformulierung des § 14 Abs. 8 Landesbeamtengesetz.

Im Abschnitt 111ist als Zeitpunkt des Inkrafttretens jener
Zeitpunkt vorgesehen, zu dem auch die neue Bundesre-
gelung in Kraft getreten ist, das ist der 1. Jänner 1984.

Kompetenzrechtlich ist die Landesbeamtengesetz-
novelle 1985 dem Art. 21 B-VG zuzuordnen.

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz'
über dienstrechtlIche Vorschriften für Landesbeamte
(23. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz und Lan-
desbeamtengesetznovelle 1985) beschließen.

Linz, am 10. Jänner 1985

Kogler
Berichterstatter
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Gesetz

vom .~ _

über dienstrechtllche Vorschriften für Landesbeamte

(23. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz und Landesbeamtengesetznovelle 1985)

Der O.ö. Landtag hat beschlossen:

Abschniltl
23. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956. BGBI. Nr. 54, soweit es als
landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeamte in Gel-
tung steht (zuletzt geändert durch die 22. Ergänzung zum
Landesbeamtengesetz, LGBI. Nr. 33/1984), wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 3 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

,,(3) Außer den Monatsbezügen gebührt dem Be-
amten tür jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzah-
lung in der Höhe von 50 v. H. des Monatsbezuges,
der ihm für den Monat der Auszahlung zusteht. Steht
ein Beamter während des Kalendervierteljahres, tür
das die Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbro-
chen im Genuß des vollen Monatsbezuges, so ge-
bührt ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende
Teil. Als Monat der Auszahlung gilt bei Ausscheiden
aus dem Dienststand jedenfalls der Monat des Aus-
scheidens aus dem Dienststand."

2. § 5 Abs. 2 Iit. c hat zu lauten:

"c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfindung
für die Verpflegung, der Famiiienunterhalt und
- soweit sie den Betrag der Wohnungsbeihilfe
nach dem Bundesgesetz BGBI. Nr. 229/1951
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übersteigt - die Wohnkostenbeihilfe sowie die
Entschädigung bei Übungen nach dem Heeres-
gebührengesetz, BGB!. Nr. 15211956,Geldlei-
stungen nach § 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über die Entsendung von Angehörigen des
Bundesheeres zur Hilfeteistung in das Austand,
BGB!. Nr. 23311965,und die Barbezüge, der Fa-
milienunterhalt und - soweit sie den Betrag der
Wohnungsbeihilfe nach dem Bundesgesetz
BGB!. Nr. 22911951 übersteigt - die Wohnko-
stenbeihilfe nach dem Zivildienstgesetz. "

3. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:

in der in der in der Verwendungsgruppe
Dienst- Gehalts-
klasse stufe E D C B A

Schilling

1 6,863 7.329 7,798
2 6,991 7.541 8.078

I 3 7.120 7.751 8.359
4 7.248 7.961 8.639
5 7.377 8.172 8.920

1 7.506 8.381 9.201 9.201
2 7.635 8.592 9.480 9.551

11 3 7.763 8.803 9.762 9.902
4 7.891 9.014 10.042 10.252
5 8.020 9.224 10.322

1 8.149 9.435 10.603 10.603 12.204
2 8.278 9.644 10.884 10.955
3 8.405 9.855 11.165 11.305
4 8.534 10.065 11.445 11.655

111 5 8.663 10.277
6 8.792 10.487
7 8.920 11.040
6 9.049
9 9.178

in der in der Dienstklasse
Gehalts-

stufe IV V VI VII VIII IX

Schilling

1 17.892 22.018 30.080 43.281
2 15.030 18.464 22.767 31.722 45.759
3 11.596 15.603 19.034 23.512 33.363 48.239
4 12.169 16.173 19.782 25.154 35.844 50.721
5 12.740 16.746 20.530 26.795 38.320 53.198
6 13.312 17.317 21.273 28.439 40.801 55.679
7 13.883 17.892 22.018 30.080 43.281
8 14.458 18.464 22.767 31.722 45.759
9 15.030 19.034 23.512 33.363

4. § 29 hat zu lauten:

"Dienstalterszulage
§ 29

Dem Beamten der Allgemeinen Verwaitung, der
die höchste Gehaltsstufe einer Dienstklasse erreicht
hat, aus der eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgese-
hen ist, gebührt

1. in den Verwendungsgruppen A und B nach vier
Jahren, die er in der höchsten Gehaltsstufe ver-
bracht hat, eine für die Bemessung des Ruhe-



6 Beilage 385/1985 zum kurzschriftlichen Bericht des Q.ö. Landtages, XXII. Geselzgebungsperiode

genusses anrechenbare Dienstalterszulage im
Ausmaß von eineinhalb Vorrückungsbeträgen
seiner Dienstklasse; die Dienstalterszulage er-
höht sich nach sechs in der höchsten Gehaltsstu-
fe verbrachten Jahren auf das Ausmaß von zwei-
einhalb Vorrückungsbeträgen seiner Dienst-
klasse,

2. in den Verwendungsgruppen C, D und E nach
zwei Jahren, die er in der höchsten Gehaltsstufe
verbracht hat, eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Dienstalterszulage im
Ausmaß eines Vorrückungsbetrages seiner
Dienstklasse; die Dienstalterszulage erhöht sich
nach vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrach..
ten Jahren auf das Ausmaß von zweieinhalb Vor-
rückungsbeträgen und nach sechs in der höch-
sten Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das
Ausmaß von dreieinhalb Vorrückungsbeträgen
seiner Dienstklasse.

Die §§ 8 bis 11 sind sinngemäß anzuwenden."

5. Die Tabelle im § 30 erhält folgende Fassung:

in den Dienstklassen Schilling

I bis V 1.084,-

VI bis IX 1.377,-

6. § 30 b Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich
1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste S 375,-,
2. tür Beamte der medizinisch~technischen Dienste

S 984,-,
3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes und

für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse 11

S 984,-,
b) ab der Gehaltsstufe 1 der Dienstklasse III

S 1.182,-."

7. § 30 c hat zu lauten:
" Pflegedienst-Chargenzulage

§ 30 c

(1) Beamten des gehobenen medizinisch-techni-
schen Dienstes, des Krankenpflegefachdienstes und
des Fachdienstes der Hebammen, die zur Ausübung
von Tätigkeiten im Sinne der Gesetze berechtigt
sind, gebührt für die Dauer der Ausübung einer der
im Abs. 2 angeführten Funktionen zusätzlich zur
Pflegedienstzulage eine ruhegenußfähige Pflege-
dienst-Chargenzu lage.

(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt mo-
natlich
1. für die Erste Assistentin des gehobenen medizi-

nisch-technischen Dienstes, der mindestens
sechs andere Bedienstete des Krankenpflege-
fachdienstes, der medizinisch-technischen Dien-
ste oder der Sanitätshilfsdienste unterstellt sind,
für die Stationsschwester, für die Erste Opera-
tionsschwester, für die Erste Anästhesieschwe-
ster, für die Lehrschwester und für die Lehrhe-
bamme S 1.405,-,
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2. für die Erste Assistentin des gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienstes, der mindestens
drei, aber weniger ais sechs andere Bedienstete
des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-
technischen Dienste oder der Sanitätshilfsdien-
ste unterstellt sind, S 703,-,

3. für die Oberin, die Schuloberin, die Lehroberin
und die Schulhebamme S 2.211,-.

Dies gilt auch für den Fall, daß eine der in Z. 1 bis
3 angeführten Funktionen von einer Person männli-
chen Geschlechts ausgeübt wird."

8. § 30c Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt mo-
natlich

1. tür die Erste Assistentin des gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienstes, der mindestens
sechs andere Bedienstete des Krankenpflege-
fachdienstes, der medizinisch-technischen Dien-
ste oder der Sanitätshilfsdienste unterstellt sind,
für die StationSSChwester,für die Erste Opera-
tionsschwester, tür die Erste Anästhesieschwe-
ster, für die Lehrschwester und für die Lehrhe-
bamme S 1.467,-,

2. für die Erste Assistentin des gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienstes, der mindestens
drei aber weniger als sechs andere Bedienstete
des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-
technischen Dienste oder der Sanitätshilfsdien-
ste unterstellt sind, S 734,-,

3. für die Oberin, die Schuloberin, die Lehroberin
und die Schulhebamme S 2.309,-.

Dies gilt auch für den Fall, daß eine der in Z. 1 bis
3 angeführten Funktionen von einer Person männli-
chen Geschlechts ausgeübt wird."

9. Die Tabelle im § 30d Abs. 1erhält folgende ,Fassung:

der Verwendungsgruppe Schilling

E 462,-
D 585,-
C 668,-
B 936,-
A 1.495,-

Artikel If

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBI. Nr. 54, soweit es als
landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeamte in Gel-
tung steht, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 Iit. c hat zu lauten:

"c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfindung
für die Verpflegung, der Familienunterhalt und
die Wohnkostenbeihilfe sowie die Entschädi-
gung bei Übungen nach dem Heeresgebühren-
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gesetz, 8G81. Nr. 152/1956, Geldleistungen
nach § 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die
Entsendung von Angehörigen des 8undes-
heeres zur Hilfeleistung in das Ausland, BGBL
Nr. 233/1965, und die 8arbezüge, der Familien-
unterhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem
Zivildienstgesetz. "

2. § 12 Abs. 2 Z. 2 hat zu lauten:

,,2. die Zeit der Ableistung des Präsenzdienstes
nach dem Wehrgesetz 1978 und des ZivildIen-
stes nach dem Zivildienstgesetz sowie die Zeit
der Tätigkeit als Fachkraft der Entwicklungshil-
fe im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes,
BGBL Nr. 574/1983;"

3. § 22 Abs. 2 hat zu iauten:

,,(2) Der Pensionsbeitrag beträgt 6,5 v. H. der 8e-
messungsgrundlage. Diese besteht aus

1. dem Gehalt,

2. den als ruhegenußfähig erkiärten Zulagen und

3. den einen Anspruch auf eine Zulage zum Ruhe-
genuß begründenden Zulagen,

die der besoidungsrechtiichen Stellung des Beam-
ten entsprechen. Den Pensionsbeitrag in der im er-
sten Satz angeführten Höhe hat der Beamte auch
von den Teiien der Sonderzahlung zu entrichten, die
den unter Z. 1 bis 3 genannten Geldleistungen ent-
sprechen."

4. § 26 Abs. 3 hat zu lauten:

,,(3) Eine Abfertigung gebührt außerdem

1. einer verheirateten Beamtin, wenn sie innerhalb
von zwei Jahren nach ihrer Eheschließung,

2. einer Beamtin, wenn sie innerhalb von 18 Jahren
nach der Geburt eines eigenen Kindes, das im
Zeitpunkt des Ausscheidens noch lebt,

3. einer Beamtin, wenn sie jnnerhalb von sechs
Monaten nach der Annahme eines Kindes, das
das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat
und das im Zeitpunkt des Ausscheidens noch
lebt, an Kindes Statt (§ 15 Abs. 5 Z. 1 des Mut-
terschutzgesetzes 1979) oder innerhalb von
sechs Monaten nach der Übernahme eines sol-
chen Kindes in unentgeltiiche Pflege (§ 15 Abs. 5
Z. 2 des Mutterschutzgesetzes 1979),

freiwillig aus dem Dienstverhältnis austritt."

5. Dem § 27 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

,,(4) Wird eine Beamtin, die gemäß § 26 Abs. 3 aus
dem Dienstverhältnis ausgetreten ist, innerhalb von
sechs Monaten nach Beendigung dieses Dienstver-
hältnisses in ein Dienstverhältnis zu einer inländi·
sehen Gebietskörperschaft aufgenommen, so hat
sie dem Land die aniäßlich der Beendigung des bis-
herigen Dienstverhältnisses gemäß § 26 Abs. 3 er-
haltene Abfertigung insoweit zurückzuerstatten, als
diese den im Abs. 2 letzter Satz angeführten Über-
weisungsbetrag übersteigt."
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6. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:

in der in der in der Verwendungsgruppe
Dienst- Gehalts-
klasse stufe E D C B A

Schilling

1 7.229 7.708 8.189
2 7.361 7.925 8.477

I 3 7.493 8.141 8.765
4 7.625 8.357 9.053
5 7.757 8.573 9.341

1 7.889 8.788 9.630 9.630
2 8.022 9.004 9.916 9.989

II 3 8.153 9.221 10.206 10.349
4 8.285 9.438 10.493 10.709
5 8.417 9.653 10.781

1 8.550 9,870 11.069 11.069 12.713
2 8.682 10.084 11.358 11.430
3 8.812 10.301 11.646 11.790
4 8.945 10.517 11.934 12.149

111 5 9.077 10.734
6 9.210 10.950
7 9.341 11.518
8 9.474
9 9.607

in der in der Dienstklasse
Gehalts-

stufe IV V VI VII VIII IX

Schilling

1 18.553 22.789 31.066 44.620
2 15.614 19.140 23.558 32.752 47.164
3 12.089 16.203 19.725 24.323 34.437 49.710
4 12.677 16.788 20.493 26.009 36.984 52.258
5 13.263 17.376 21.261 27.693 39.526 54.801
6 13.850 17.962 22.024 29.381 42.073 57.349
7 14.437 18.553 22.789 31.066 44.620
8 15.027 19.140 23.558 32.752 47.164
9 15.614 19.725 24.323 34.437

7. Die Tabelle im § 30 erhält folgende Fassung:

in den Dienstklassen Schilling

I bis V 1.117,-
VI bis IX 1.418,-

8. § 30a Abs. 7 hat zu lauten:

,,(7) Leistet der Beamte die in den Abs. 1 und 2 er-
wähnten Dienste nicht dauernd, aber mindestens
während eines Kalendermonates, so gebührt ihm
hiefür eine nicht ruhegenußfähige Verwendungsab-
geltung. Die Abs. 3 bis 5 sind sinngemäß anzuwen-
den."

9. § 30b Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich
1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste S 385,-,
2. für Beamte der medizinisch-technischen

Dienste S 1.010,-,
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3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes und
für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse 11

S 1.010,-,
b) ab der Gehaltsstufe 1 der Dienstklasse 111

S 1.214,-."

10. § 30 c Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt mo-
natlich

1. für die Erste Assistentin des gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienstes, der mindestens
sechs andere Bedienstete des Krankenpflege-
fachdienstes, der medizinisch-technischen Dien-
ste oder der Sanitätshilfsdienste unterstellt sind,
für die Stationsschwester, für die Erste Opera-
tionsschwester, für die Erste Anästhesieschwe-
ster, für die Lehrschwester und für die Lehrhe-
bamme S 1.506,-,

2. für die Erste Assistentln des gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienstes, der mindestens
drei aber weniger als sechs andere Bedienstete
des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-
technischen Dienste oder der Sanitätshilfsdien-
ste unterstellt sind, S 753,-,

3. für die Oberin, die SchuJoberin, die Lehroberin
und die Schulhebamme S 2.371,-.

Dies gilt auch für den Fall, daß eine der in Z. 1 bis
3 angeführten Funktionen von einer Person männli-
chen Geschlechts ausgeübt wird."

11. Die Tabelle im § 30 d Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

der Verwendungsgruppe Schilling

E 480,-
0 608,-

C 694,-

B 972,-
A 1.553,-

Artikel 111

Die DIenstpragmatik, RGBI. Nr. 15/1914, soweit sie als
landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeamte In Gel-
tung steht (zuletzt geändert durch die 22. Ergänzung zum
Landesbeamtengesetz, LGBI. Nr. 33/1964), wird wie folgt
geändert:

Dem § 79 sind folgende Abs. 3 und 4 anzufügen:

,,(3) Invalide Beamte des DIenststandes, deren Er-
werbsfähigkeit um mindestens 80v. H. gemindert ist, ha-
ben auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit Anspruch
auf Versetzung In den dauernden Ruhestand, wenn sie
das 55. Lebensjahr überschritten haben.

(4) Invalide Beamte des Dienststandes, deren Erwerbs-
fähigkeit um mindestens 70v. H. gemindert ist und deren
Behinderung sie bei Ausübung des Dienstes besonders
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schwer behindert, haben unter den Voraussetzungen des
§ 79 Abs. 1 Anspruch auf Versetzung in den dauernden
Ruhestand, wenn sie das 55. Lebensjahr überschritten
haben."

Artikel IV

Die auf Grund des § 92 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBI. Nr. 54, als Bundesgesetz in Geltung stehen-
de Verordnung der Bundesregierung vom 29. März 1955,
BGBI. Nr. 133 (Reisegebührenvorschrift 1955), soweit sie
als landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeamte in
Geltung steht (zuletzt geändert durch die 21. Ergänzung
zum Landesbeamtengesetz, LGBI. Nr. 5/1983), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Kein Anspruch auf Ersatz des Mehraufwan-
des besteht, soweit
a) der Beamte durch Nichtbenützung eines zur Ver-

fügung stehenden Massenbeförderungsmittels,
durch eine dienstlich unbegründete Verlänge-
rung der Dauer der Dienstreise, durch Unterlas-
sung der zweckmäßigen Verbindung mehrerer
Dienstverrichtungen oder auf eine sonstige Wei-
se dem Land einen ungerechtfertigten Aufwand
verursachen würde,

b) der Zweck der Dienstverrichtung infolge einer
durch Disziplinarerkenntnis festgestellten Verlet-
zung der Amtspflichten nicht erreicht worden ist,

c) die Reisekosten von der einladenden Stelle getra-
gen werden,

d) dem Beamten die volle Verpflegung oder die Un-
terkunft vom Land oder von der einladenden Stei-
le unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird. Wer-
den nur die Kosten für einzelne Mahlzeiten vom
Land oder von der einladenden Stelle getragen,
so verringert sich die Tagesgebühr für das Früh-
stück um ein Zehntel sowie für das Mittagessen
und für das Abendessen um je drei Zehntel."

2. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Als Ausgangspunkt und Endpunkt der Reise-
bewegung gilt die Dienststelle des Beamten. Wird je-
doch die Reisebewegung unmittelbar vom Wohnort
des Beamten angetreten oder unmittelbar am Wohn-
ort beendet, so gilt die Wohnung als Ausgangs- und
Endpunkt der Reisebewegung, wenn die anfallen-
den Reisegebühren dabei niedriger sind als jene, die
anfallen würden, wenn die Dienststelle Ausgangs-
punkt und Endpunkt wäre."

3. Im § 5 Abs. 3 ist nach dem Wort "Dienststelle" der
Kiammerausdruck ,,(von der Wohnung)" ein-
zufügen.

4. Im § 10 haben die Abs. 3 und 4 zu lauten:

,,(3) Die besondere Entschädigung gemäß Abs. 2
beträgt:
a) für Motorfahrräder und Motorräder mit einem

Hubraum bis 250 cm' je Fahrkilometer S 1,07,
b) für Motorräder mit einem Hubraum über 250 cm'

je Fahrkilometer S 1,80,
c) für Personen- und Kombinationskraftwagen je

Fahrkilometer S 3,40.
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(4) Für jede Person, deren Mitbeförderung dienst-
lich notwendig ist, gebührt ein Zuschlag von S 0,40
je Fahrkilometer."

5. § 11 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

"Das Kilometergeld beträgt für die auf solche Art
innerhalb von 24 Stunden zurückgelegten Weg-
strecken
a) für den ersten bis fünften Kilometer je S 2,10,
b) ab dem sechsten Kilometer je S 4,20."

6. Im § 11 Abs. 6 ist der Betrag "S 13,-" durch den
Betrag "S 15,-" zu ersetzen.

7. Im § 12 Abs. 4 ist der Betrag "S 6,-" durch den
Betrag "S 20,-" zu ersetzen.

8. § 13 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Die Reisezulage beträgt:

in der TagesgebOhr Nächtigungsgebühr
Gebührenstute in Schilling in Schilling

Tarif I I Tarif 11

1 201 159 112
2 231 186 112
3 264 201 154
4 300 231 196
5 384 294 196 ,

9. § 16 Abs. 5 hat zu lauten:

,,(5) Ist die Wohnung Ausgangs- oder Endpunkt
der Reisebewegung, so gelten die Bestimmungen
der Absätze 1 bis 4 mit der Maßgabe, daß an die
Stelle des Wortes "Dienststelle" das Wort "Woh-
nung" tritt,"

10. Im § 16 erhält der bisherige Abs. 5 die Bezeich-
nung Abs. 6 und hat zu lauten:

,,(6) In den Fällen, in denen der Beamte die Reise
weder von der Dienststelle noch von der Wohnung
aus beginnt oder nach ihrer Beendigung nicht unmit-
telbar in die Dienststelle oder Wohnung zurückkehrt,
gilt als Zeitpunkt des Beginnes und der Beendigung
der Zeitpunkt, in dem der Beamte die Dienststelle
(die Wohnung) verlassen oder wiederbetreten hätte,
wenn diese tatsächlich Ausgangs- oder Endpunkt
seiner Reise gewesen wäre."

11. § 22 Abs. 2 Z. 2 hat zu lauten:
,,2. ab dem 31. Tag der DienstzuteillJng
a) für Beamte, wenn ihnen oder ihrem Ehegatten

gemäß § 4 des Gehaltsgesetzes 1956 ein Steige-
rungsbetrag für zumindest ein Kind gebührt, 75 v.
H. der Tagesgebühr nach Tarif I und der Nächti-
gungsgebühr nach § 13,

b) für Beamte, wenn ihnen oder ihrem Ehegatten
gemäß §4 des Gehaltsgesetzes 1956 der Grund-
betrag gebührt, 50 v. H. der Tagesgebühr nach
Tarif I und der Nächtigungsgebühr nach § 13,

c) für die übrigen Beamten 25 v. H. der Tagesge-
bühr nach Tarif , und der Nächtigungsgebühr
nach § 13."
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12. § 25 Abs. 3 hat zu lauten:

,,(3) Als Grenzorte im Sinne des Abs. 1 lit. c gelten
die im benachbarten Ausland gelegenen Orte, deren
Ortsgrenze von der oberösterreichischen Landes-
grenze in der Luftlinie nicht mehr als 15 Kilometer
entfernt ist."

.' .
, '.'~

13. § 25 b Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Bei Auslandsreisen nach §25 Abs. 1 lit. a und
b gebührt dem Beamten an Stelle der im § 5 Abs. 3
und im § 12 Abs. 4 vorgesehenen Vergütungen un-
geachtet der Dauer der Dienstreise für den Weg vom
und zum Bahnhof im Ausland sowie für die Beförde-
rung des Reisegepäcks auf dieser Wegstrecke ein
Bauschbetrag von je S 75,- und für den Weg vom
und zum Flugplatz im Ausland sowie für die Beförde-
rung des Reisegepäcks auf dieser Wegstrecke ein
Bauschbetrag von je S 150,-."

14. Im § 25 b Abs. 3 sind die Ausdrücke "die Ehetrau"
und "die mitreisende Ehefrau" durch die Ausdrücke
"der Ehegatte" und "den mitreisenden Ehegatten"
zu ersetzen.

15. Im § 25 c haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

,,(2) Die Tagesgebühren für Dienstreisen ins Aus-
land (§ 25 Abs. 1 lit. a) gebühren mindestens in je-
nem Ausmaß, welches für Dienstreisen in ein ande-
res Bundesland (§ 13 Abs. 5) vorgesehen ist.

(3) Für Dienstreisen nach im Ausland gelegenen
Grenzorten (§ 25 Abs. 3) gebührt die Reisezulage
mindestens in jenem Ausmaß, welches für Dienstrei-
sen in Oberösterreich vorgesehen ist."

Die bisherigen Absätze 2 bis 4 erhalten die Be-
zeichnungen 4 bis 6.

16. § 32 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die Umzugsvergütung beträgt
a) für ledige Beamte 20 v. H.,
b} für Beamte, wenn ihnen oder ihrem Ehegatten'

gemäß §4 des Gehaltsgesetzes 1956 der Grund-
betrag gebührt, sowie für verwitwete und ge-
schiedene Beamte, die keinen Anspruch auf den
Grundbetrag haben, 50 v. H.,

c) für Beamte, wenn ihnen oder ihrem Ehegatten
gemäß § 4 des Gehaltsgesetzes 1956 der Grund-
betrag und ein Steigerungsbetrag für ein Kind ge-
bühren, 80 v. H. und

d) für Beamte, wenn ihnen oder ihrem Ehegatten
gemäß §4 des Gehaltsgesetzes 1956 der Grund-
betrag und Steigerungsbeträge für zwei und
mehr Kinder gebühren, 100 v. H.

des Monatsbezuges, der für den Monat gebührt, in
dem die Übersiedlung stattfindet."

17. Im § 64 Abs. 1 ist der Betrag "S 33,-" durch den
Betrag "S 38,-" zu ersetzen.

Abschnitt 11
Landesbeamtengesetznovelle 1985

Das Landesbeamtengesetz, LGBI. Nr. 27/1954, in der
Fassung der Landesgesetze LGBI. Nr. 7/1958, 17/1961,
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6/1966, 22/1966, 29/1969, 69/1973 und des Abschnittes
11des Landesgesetzes LGBI. Nr. 5/1983 wird wie lolgt ge-
ändert:

I

I

I

I

§ 14 Abs. 8 erhälf folgende Fassung:
,,(8) Der Dienslgeber hat überdies zur Bestreitung von

Auslagen der erweiterten Heilbehandlung einen Zu-
schlag zu diesen Beiträgen in der Höhe von 0,4 v. H. der
Beitragsgrundlage bzw. der beitragspflichtigen Sonder-
zahlungen zu entrichten."

Abschnitt 111

Inkrafttreten

Es treten in Kraft:

1. Abschnitt I:

a) Art. I Z. 1 rückwirkend mit 1. Dezember 1972;
b) Art. I Z. 2, 3, 5, 6, 8 und 9 rückwirkend mit

1. Februar 1983;
c) Art. I Z. 4 rückwirkend mit 1. Juli 1982;
d) Art. I Z. 7 rückwirkend mit 1. Jänner 1982;
e) Art. 11Z. 2 rückwir.kend mit 1. Februar 1984;
I) Art. 11Z. 1, 3 bis 7 und 9 bis 11 rückwirkend mit

1. Jänner 1984;
g) Art. 11Z. 8 und Art. IV Z. 1 bis 3, 9, 10, 12 und 15

mit dem der Kundmachung dieses Gesetzes im
Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden
Monatsersten ;

h) Art. 111 hinsichtlich kriegsbeschädigter Beamter
rückwirkend mit 1. Jänner 1975, hinsichtlich
zivilinvalider Beamter rückwirkend mit 1. Juli
1977;

i) Art. IV Z. 4 rückwirkend mit 1. Oktober 1983;
j) Art. IV Z. 5 bis 8, 11, 13, 14, 16 und 17 rück-

wirkend mit 1. Jänner 1983;

2. Abschnitt 11rückwirkend mit 1. Jänner 1984.


